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G R O K O  R E L O A D E D

Gesundheitspolitische  
Agenda der Großen Koalition
Die SPD-Basis in der Region hat klar für die GroKo gestimmt. Der 
vdek begrüßt wesentliche gesundheitspolitische Vorhaben, z. B. in 
der Pflege, vermisst aber Lösungen für mehr Investitionsförderung 
im Krankenhausbereich durch die Länder. 

D
ie neue Bundesregierung hat 
sich für die laufende Legislatur-
periode ein umfangreiches 
gesundheitspolitisches Pro-

gramm überlegt. Der Koalitionsvertrag 
der neuen Großen Koalition, der „GroKo“, 
wurde am 7.2.2018 veröffentlicht.

In der Region hatte es für die Fort-
führung von Schwarz-Rot eine klare Mehr-
heit gegeben: In Berlin und Brandenburg 
stimmten jeweils 66 Prozent der teil-
nehmenden SPD-Mitglieder beim Ent-
scheid dafür. Nach dem „Ja“ der sozial-
demokratischen Basis zur erneuten 
Regierungsbildung mit der Union und 
unter dem neuen Bundesgesundheits-
minister Jens Spahn (37, CDU) können sich 
die Akteure im Gesundheitswesen und die 
Versicherten nun auf einige Neuerungen 
und Weiterentwicklungen von bereits an-
gelaufenen Projekten einstellen. 

Spahn: Pflege, Verbesserung 
Versorgung, GKV-Finanzierung

So hat Jens Spahn zum Auftakt sei-
ner Amtszeit bereits drei Kernpunkte 
benannt, an denen er arbeiten will: 

Pflege; Verbesserung der Versorgung, 
insbesondere im ambulanten Bereich; 
Finanzierung der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV). So will Spahn prü-
fen, ob die Rücklagen der Kassen weiteres 
Potenzial für Beitragssatzsenkungen ber-
gen. Der vdek als Interessensvertretung 
der Ersatzkassen und Partner in der Ge-
meinsamen Selbstverwaltung hat die vom 
Minister genannten Themen ebenfalls be-
sonders im Auge. Spahns Ankündigungen 
vom 23.3.2018 sind bis dato noch keine 
konkreten Schritte gefolgt. 

Daher muss der Koalitionsvertrag 
zur ersten Bewertung der Gesundheits-
politik dienen. Welche Schlüsse sich für 
die Länder Berlin und Brandenburg da-
raus ergeben, wird im Licht der näheren 
Entwicklungen und Maßnahmen noch zu 
sehen sein. 

GroKo-Pläne: Mit Überraschungen 
ist zu rechnen

Der vdek begrüßt insbesondere, dass die 
Bundesregierung aus Union und SPD die 
Weiterentwicklung des sog. Morbi-RSA an-
gehen will. Auch dass die Selbstverwaltung 
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Nach zwei Jahren Laufzeit ist fest-
zustellen: Das Klinische Krebs-
register für Brandenburg und Ber-
lin ist auf einem guten Weg. Es 
hat 2016 als Tochtergesellschaft 
der Landesärztekammer Branden-
burg seine Arbeit aufgenommen. 
Gemäß Sozialgesetzbuch V stel-
len die regionalen Krankenkassen-
verbände auf Antrag eines Klini-
schen Krebsregisters oder dessen 
Träger fest, ob es die Fördervoraus-
setzungen erfüllt. Dies hat das Kli-
nische Krebsregister für Branden-
burg und Berlin mit der Einreichung 
von entsprechenden Unterlagen ge-
tan. Die Krankenkassenverbände 
in der Region, unter ihnen auch der 
vdek, sind sich einig, dass die Krite-
rien bereits zum großen Teil erfüllt 
sind. Sie sind zuversichtlich, dass 
fristgerecht bis Ende 2018 sämt-
liche Punkte und damit auch die 
 Fördervoraussetzungen vollständig 
erfüllt sind.

F Ö R D E R K R I T E R I E N

Klinisches Krebs-
register Branden-
burg und Berlin
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bei den Kassenärztlichen Vereinigungen 
sowie die Erhöhung des ärztlichen 
Mindestsprechstundenangebots auf 25 
Wochenstunden folgt dieser Marsch-
richtung. Der vdek begrüßt diese und an-
dere Maßnahmen ausdrücklich. Einzig ein 
Verbot des Versandhandels mit Fertig-
arzneimitteln wäre ein Rückschritt. 

Auch die aktuellen ,Großbaustellen‘ 
Notfallversorgung und Krankenhaus-
investitionen spart der Koalitions-
vertrag nicht aus. Der vdek hat zur 
 Neugestaltung der Notfallversorgung 
bereits Handlungsempfehlungen ver-
öffentlicht. Es wäre aus Sicht des Ver-
bands wünschenswert, wenn die GroKo 
die darin entwickelten Anregungen auf-
greift (mehr dazu unter: www.vdek.
com >Presse >Pressemitteilungen 
>2016 >6.9.2016). Für die  mangelnde In-
vestitionsförderung im Krankenhaus-
bereich durch die Länder findet sich zum 
Bedauern des vdek keine grundsätzliche 
Lösung im  Koalitionsvertrag. Für die Pfle-
ge, die im Programm einen  besonderen 
Stellenwert einnimmt, soll hingegen ein 
Sofortprogramm aufgelegt werden, u. a. 
um mehr Fachkraftstellen in Pflegeein-
richtungen zu schaffen. Wichtig ist auch 
dem vdek, eine gute Pflege  nachhaltig 
personell zu sichern.  

gestärkt und die Sozialwahlen moderni-
siert werden sollen, entspricht Forderun-
gen des vdek.

Konform geht der vdek auch damit, 
in der Krankenversicherung die paritä-
tische Finanzierung von Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern wieder einzuführen. 

Viele Details sind aber noch nicht 
klar und bergen gegebenenfalls Über-
raschungen:

Seriöse Kostenschätzungen sind zu 
einigen GroKo-Plänen noch nicht mög-
lich. Nicht unerhebliche Kosten könnten 
sich zum Beispiel bei dem beabsichtigten 
Präventionsbesuch zur Verhinderung von 
Pflegebedürftigkeit auftun. 

Hinsichtlich der guten, flächen-
deckenden medizinische Versorgung, die 
sich die beiden Volksparteien auf die Fah-
nen geschrieben haben, werden unter an-
derem eine wohnortnahe geburtshilfliche, 
Hebammen- und Apothekerversorgung 
genannt. Die Geburts- und Hebammen-
versorgung ist insbesondere in Berlin 
auch ein aktuelles Thema, dem sich die 
die beteiligten Akteure auf Landesebene 
mit einem Aktionsplan widmen. Im Land 
Brandenburg werden die Berliner Aktivi-
täten ebenfalls mit Interesse verfolgt. 

Aber auch der von den Koalitionären ge-
forderte Ausbau der Termin servicestellen 

Jens Spahn überlegt, die Beitrags-
sätze in der GKV zu senken. Wenn 
aber die Krankenkassen Rücklagen 
abschmelzen sollen: Wer trägt dann 
die Kosten für all die zusätzlichen In-
vestitionen im Gesundheitswesen 
– die Politik? Zusätzliches Pflege-
personal in Krankenhäusern ist hier 
nur ein Stichwort. Der neue Pflege-
beauftragte der Bundesregierung, 
Andreas Westerfellhaus, scheint das 
glücklicherweise erkannt zu haben. 
Hoffen wir, dass er sich in seinem 
Widerspruch zu Spahn durchsetzt. 
Auch bei der ambulanten Notfall-
versorgung ist allen Beteiligten klar: 
So, wie es aktuell ist, kann es nicht 
weitergehen. Da nehmen wir jetzt 
die Kassenärztliche Vereinigung in 
die Pflicht, den Ärztlichen Bereit-
schaftsdienst auf zukunftssichere 
Beine zu stellen. Mit Fördergeldern 
unterstützt die GKV außerdem die 
Niederlassung und Verbesserung der 
Grundversorgung. Diese sollen dazu 
beitragen, weiterhin eine qualita-
tiv hochwertige Versorgung in Berlin 
und Brandenburg zu gewährleisten 
und auch den sukzessiven Ausbau 
der flächendeckenden Versorgung im 
Blick zu haben. Dabei kommt es da-
rauf an, die Kooperationen und Zu-
sammenarbeit im Gesundheitswesen 
konstruktiv und nachhaltig zu ge-
stalten. Und dafür braucht es gute 
Lösungsansätze aus der Politik. Für 
den politischen Dialog stehen wir als 
Partner gerne bereit.

K O M M E N T A R

Versorgung in der 
Region: Quo vadis?

von 
MICHAEL DOMRÖS 
Leiter der 
vdek-Landesvertretung 
Berlin / Brandenburg
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SITZUNG DES BUNDESKABINETTS unter Leitung von Bundeskanzlerin Angela Merkel (links, 6.v. u.) im 
Bundeskanzleramt. Rechts vorne: Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, vereidigt am 14.3.2018.
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Wachkomapatienten und ande-
re intensivpflegebedürftige 
Menschen, die unter ande-

rem auch künstlich beatmet werden 
müssen, haben rund um die Uhr einen 
sehr komplexen medizinischen und be-
handlungspflegerischen Hilfebedarf. Für 
ihr Leben im häuslichen Umfeld oder 
in Wohngemeinschaften müssen Pfle-
ge und Pflegekräfte hohe Anforderungen 
 erfüllen.
Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 
hat gemeinsam mit seinen sechs Mit-
gliedskassen und dem Bundesverband 
privater Anbieter sozialer Dienste e. V. 
(bpa) für die Versicherten erstmalig ver-
bindliche bundesweite Regelungen 
zur Qualität der Versorgung im Rah-
men der häuslichen Krankenpflege ab-
geschlossen. 
Der Pflegedienst muss beispielsweise 
eine speziell (zusatz-)qualifizierte, exami-
nierte Pflegekraft vorweisen und an allen 
Tagen der Woche 24 Stunden erreichbar 
sein. Die Pflegebedürftigen und deren An-
gehörige sollen zudem mit Unterstützung 
des Pflegedienstes in die Lage versetzt 
werden, krankenpflegerische Maßnahmen 
ganz oder teilweise zu übernehmen.
Für die Bundesländer Berlin und 
Brandenburg wurden bereits zuvor ab 
1.1.2016 mit dem bpa kassenartenüber-
greifende vertragliche Regelungen für 
die Leistungen mit hohem behandlungs-
pflegerischen Aufwand geschlossen, die 
inzwischen zum 1.1.2018 aktualisiert wur-
den. Zusätzlich finden derzeit mit dem 
bpa auf Landesebene kassenartenüber-
greifende Verhandlungen zu einem spe-
ziellen Vertrag für die Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen statt. Eine Eini-
gung hierzu wird in Kürze erwartet.

I N T E N S I V P F L E G E

vdek und bpa setzen 
neue Qualitätsmaß-
stäbe in der ambu-
lanten Intensivpflege

S U C H T P R Ä V E N T I O N

Unterstützung für Kinder 
suchtbelasteter Eltern
Das soziale Umfeld eines Menschen übt erheblichen Einfluss auf seine 
gesundheitliche Entwicklung aus. Daher ist es bei Kindern sucht-
belasteter Eltern wichtig, einer späteren Abhängigkeit vorzubeugen. 

B
undesweit leben 2,65 Millionen 
Kinder und Jugendliche unter 18 
Jahren vorübergehend bei sucht-
belasteten Eltern. Das Risiko 

der Heranwachsenden, später selbst ein-
mal abhängig zu werden, ist stark erhöht. 
Doch Maßnahmen, die das verhindern sol-
len, kommen bei ihnen oft nicht an. Denn 
die Eltern verhindern aufgrund von Scham 
oder der Angst vor Stigmatisierung, dass 
ihre Kinder an Präventionsangeboten teil-
nehmen und so ihre eigene gesundheitliche 
Entwicklung positiv beeinflussen können. 

Bewusstsein der Jugendlichen 
für die Problematik stärken

In diesem Spannungsfeld setzt das Pro-
jekt ,Du bist wichtig und richtig‘ an, das 
die Ersatzkassen in der Hauptstadt und 
in Brandenburg fördern. Umgesetzt wird 
es in Kooperation mit der Fachstelle für 
Suchtprävention im Land Berlin mit dem 
Ziel, die persönlichen und sozialen Lebens-
kompetenzen der Jugendlichen zu stärken 

und ihr Bewusstsein für Sucht-Problem-
lagen von Bezugspersonen zu schaffen. 
Die Fachstelle für Suchtprävention als Trä-
ger der Präventionsmaßnahme geht dafür 
neue Wege und setzt direkt dort an, wo sie 
die Zielgruppe außerhalb der familiären 
Situation antreffen und erreichen kann: 
in Einrichtungen der Jugendhilfe und bei 
Berufsbildungsträgern. Ein wesentliches 
Ziel des Angebots, das sich an 14- bis 
21-Jährige richtet und bis einschließlich 
September 2019 läuft, ist die Ausbildung 
tragfähiger Strukturen in den besagten 
Einrichtungen. Es umfasst Informations-
workshops für Jugendliche mit sucht-
belasteten Eltern, Aktionen für Jugend-
liche, die Einbindung von Multiplikatoren 
und die Überprüfung und Anpassung der 
strukturellen Bedingungen in den jewei-
ligen Settings.

Im Workshop zum Thema ,Sucht in der 
Familie‘ werden den Teilnehmern Merk-
male der Krankheit Sucht, Informationen 
über die Verbreitung von Suchtproblemen 
in Familien, die Rolle der Kinder in sucht-
belasteten Familien und Hilfsangebote 
vermittelt. 

Präventionsmaßnahme zukunftsfähig 
etablieren

Der Aufbau von Vernetzungen und Work-
shops zur Konsumreflexion stehen eben-
falls auf der Agenda. Die Mitarbeiter der 
Jugendeinrichtungen werden für den rich-
tigen Umgang mit dem Thema und den Be-
troffenen geschult, damit sie die Inhalte 
und Ziele der Präventionsmaßnahme auch 
in Zukunft in ihrer Arbeit mit den Jugend-
lichen verfestigen können.  
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G E S U N D H E I T S T H E M E N  I N  D E R  H A U P T S T A D T

Versorgungsangebote für Berliner  
auf dem Prüfstand
Berlin wächst und verändert sich. Darauf wird die gemeinsame Selbstverwaltung  
reagieren. Es gilt, die richtigen Angebote sicherzustellen – fachlich und finanziell.

A
llgemein angemessen und aus-
reichend soll die medizinische 
Versorgung der Berliner Be-
völkerung sein, dabei aber auch 

individuell passend: Um diesem Anspruch 
gerecht zu werden, ist es u. a. Aufgabe der 
Partner des Bedarfsplans, dafür Sorge zu 
tragen, dass die niedergelassenen Ver-
tragsärzte in einem ausgewogenen Ver-
hältnis vorhanden sind. Die Partner des Be-
darfsplans sind die Krankenkassen und die 
Kassenärztliche Vereinigung; zu ihnen ge-
hören auch die Ersatzkassen in der Haupt-
stadt und ihr Verband, der vdek. 

Eine sich wandelnde und wachsen-
de Gesellschaft wie in Berlin erfordert es, 
die Versorgungsangebote regelmäßig zu 
prüfen. Neben dem Bereich der ambulan-
ten Bedarfsplanung stehen weitere wichti-
ge Themen in Berlin auf der Agenda. Auch 
mit der zuständigen Senatsverwaltung 
für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 
(SenGPG) treibt der vdek weitere Themen 
im Bereich der Versorgung voran. Reichen 
sie aus, müssen sie weiterentwickelt oder 
verändert werden?

Bei der Auseinandersetzung mit zu-
kunftsfähigen Versorgungskonzepten 
warten Chancen und Herausforderungen 
zugleich auf die handelnden Akteure. 
Denn nicht nur angemessen, auch be-
zahlbar muss unser System unterm Strich 
noch für alle bleiben – damit es auch für 
alle da sein kann. 

Ob jung oder alt: 
Maßnahmen für alle Berliner

Als Vertreter der stärksten Kassenart in 
Berlin bringt sich der vdek aktiv in ak-
tuelle Dialoge zwischen Politik und 

Gesundheitswesen ein bzw. begleitet 
die regionalen Entwicklungen im Ver-
sorgungsbereich. Derzeit sind dort viele 
Arbeitsprozesse im Gange, und wir wol-
len Ihnen hier einen kurzen Überblick über 
einige ausgewählte aktuelle Projekte und 
Maßnahmen für die verschiedenen Be-
völkerungsgruppen in der Stadt geben: 

Auf Einladung von Gesundheits-
senatorin Dilek Kolat fand im Februar 
2018 ein ,Runder Tisch Geburtshilfe‘ statt, 
an dem neben der SenGPG u. a. auch Ver-
treter der Krankenkassen und Kranken-
kassenverbände teilnahmen. Die Senats-
verwaltung hat einen Aktionsplan ,Sichere 
und gute Geburt‘ vorgelegt, der z. B. mehr 
Hebammen und Investitionen für neue 
Kreißsäle vorsieht. Ende des Jahres sollen 
die Maßnahmen und ihre Umsetzung vom 
Runden Tisch überprüft werden. 

Das Projekt ,80plus‘ ist der Ver-
besserung der gesundheitlichen und pfle-
gerischen Versorgung hochaltriger Men-
schen gewidmet. Der Beirat, in dem auch 
die vdek-Landesvertretung vertreten ist, 
hat Ende 2017 getagt und unter Leitung 
der SenGPG einen aktualisierten Projekt-
plan für die zukunftsfähige Versorgung 
der über 80-Jährigen besprochen. Die-
sen wird in Berlin bis zum Jahr 2030 ein 
Anstieg von derzeit rund 180.000 auf zu-
künftig 263.000 Menschen vorausgesagt. 
Neu ist nun insbesondere, die Bezirke als 
aktiven Partner bei der Umsetzung vieler 
Handlungsfelder einzubinden.

Die Landesgesundheitskonferenz dis-
kutierte in der Arbeitsgruppe ,Gesundheits-
ziele Ältere‘ zuletzt Ende 2017 die Fort-
schritte und Maßnahmen in bestimmten 
Handlungsfeldern, die für die Verbesserung 
der Gesundheit von Berliner Senioren 

definiert wurden. Der vdek hat sein Inte-
resse bekundet, sich mit Projekten aus-
einanderzusetzen, die dem  Problem von 
Sucht im Alter vorbeugen sollen.

Und um die Verbesserung der Barriere-
freiheit im Berliner Gesundheitswesen und 
somit die Versorgung von Menschen mit 
Behinderung im Land dreht sich alles in 
einer Arbeitsgruppe, die von der Patienten-
beauftragen von Berlin geleitet wird und 
zuletzt im Februar 2018 zusammen kam.

Viele Prozesse im Gange 
– im Sinne einer tragfähigen Lösung

Zwischenfazit: Es ist wichtig, im Dialog 
zu sein und zu bleiben. Nur so lassen sich 
tragfähige, gemeinsame Lösungen für die 
Weiterentwicklung und Zukunftsfähigkeit 
der Versorgungsangebote in der Stadt fin-
den. Der vdek nimmt dabei seine Aufgabe 
und Verantwortung als ein wesentlicher 

Akteur im Berliner Gesundheitssystem 
wahr. Ihm kommt es dabei im Sinne sei-
ner Verlässlichkeit als Gesprächs- und 
Verhandlungspartner weniger auf un-
ausgewogene Schnellschüsse als auf die 
mittel- und langfristige Stabilität bei der 
Sicherstellung der Versorgung an.  

»Der vdek nimmt seine 
Verantwortung als wesent-
licher Akteur im Berliner 
Gesundheitssystem wahr. 
Ihm kommt es auf die mittel- 
und langfristige Stabilität bei 
der Sicherstellung der Ver-
sorgung an.«
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H E R Z M E D I Z I N

Nun doch beherzt 
eine Einigung erzielt: 
UHZB kommt

Mitte Dezember 2017 wurden in 
der Presse die Kooperations-
gespräche zwischen dem Deut-

schen Herzzentrum Berlin und der Cha-
rité zum avisierten ,Universitären 
Herzzentrum Berlin‘ (UHZB) als für ge-
scheitert erklärt. In diesem Zusammen-
hang hat die Arbeitsgemeinschaft der 
Krankenkassen und Krankenkassenver-
bände im Land Berlin – zu der auch der 
vdek gehört – ein Schreiben an den Regie-
renden Bürgermeister Michael Müller und 
an die Gesundheitssenatorin Dilek Kolat 
gerichtet. Hierin unterstrich die Arbeits-
gemeinschaft die Forderung, die kranken-
hausplanerische Festlegung in Hinblick 
auf die Herzmedizin in Berlin umzusetzen. 
Anfang 2018 wurde dann überraschend 
verkündet, dass doch noch eine Fu-
sion beider Einrichtungen erfolgen solle. 
Diese Entwicklung wird von den Kranken-
kassenverbänden in Berlin begrüßt.
Und darum geht es: Mit dem UHZB unter 
strategischer Führung der Charité soll 
die internationale Spitzenstellung Ber-
lins in der Herz-Kreislaufmedizin im Be-
reich Forschung, Krankenversorgung 
und Lehre weiter ausgebaut und lang-
fristig gesichert werden. Das haben die 
Partner zusammen mit dem Regieren-
den Bürgermeister und der Senatsver-
waltung für Wissenschaft und Forschung 
im Januar 2018 erklärt. Das UHZB zieht 
in einen Neubau am Charité Campus Vir-
chow-Klinikum.
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D E B A T T E

Save the Date: Ersatzkassen-
forum am 15.10.2018
Im Herbst lädt die vdek-Landesvertretung wieder zum Ersatzkassen-
forum. Landespolitische Entwicklungen stehen im Mittelpunkt. Gast-
redner Prof. Dr. Ferdinand Gerlach steuert den bundesweiten Blick bei.

S
ektoren-  und länderüber-
greifende Versorgungsansätze 
in Berlin und Brandenburg wer-
den zunehmend aktuell, wenn 

es um neue Planungen oder die Weiter-
entwicklung von bestehenden Projek-
ten geht. Die vdek-Landesvertretung 
will sich im Rahmen des diesjährigen 
Ersatzkassenforums der medizinischen 
Versorgung in beiden Bundesländern 
widmen. Die länderübergreifende 
Krankenhausplanung und aktuelle Ent-
wicklungen in der regionalen Notfallver-
sorgung stehen dabei im Mittelpunkt.

Als Gastredner wird Prof. Dr.  Ferdinand 
Gerlach einen übergeordneten Blick auf 
die Thematik einbringen. Der Vorsitzende 
des Sachverständigenrates zur Begut-
achtung der Entwicklung im Gesund-
heitswesen wird dabei insbesondere auf 
das kommende Gutachten des Sachver-
ständigenrats zur Reform der Notfall-
versorgung und die dann vorliegenden 
neuen Empfehlungen des Rates zur 

Krankenhausfinanzierung und sektoren-
übergreifenden Versorgung eingehen 
und dazu mit den anderen Teilnehmern 
 diskutieren. 
Diese sind u. a.:

• Diana Golze, Ministerin für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie des Landes Brandenburg

• Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende 
des Verbands der Ersatzkassen e. V. 
(vdek)

• Gabriela Leyh, Landesgeschäfts-
führerin der BARMER Berlin /
Brandenburg und Vorsitzende des 
Landessauschusses der Ersatz-
kassen in Berlin / Brandenburg

• Dipl.-Med. Andreas Schwark, Stellv. 
Vorsitzender des Vorstandes der 
Kassenärztlichen Vereinigung 
Brandenburg

• Dr. Jens-Uwe Schreck, Geschäfts-
führer der Landeskrankenhaus-
gesellschaft Brandenburg e. V.

• Michael Domrös, Leiter der vdek- 
Landesvertretung Berlin / Branden-
burg. 

Wir bitten Sie, sich bereits jetzt die Ver-
anstaltung vorzumerken. Weitere In-
formationen finden Sie rechtzeitig auf 
unserer Internetseite (www.vdek.com > 
Landesvertretung Berlin/Brandenburg). 
„Visionen für die Versorgung in Berlin 
und Brandenburg: Was gestalten wir ge-
meinsam – und wie?“
Ersatzkassenforum der vdek-Landesvertre-
tung Berlin / Brandenburg
Termin: Montag, 15.10.2018, 
10.00 - 14.00 Uhr
Ort: Quadriga Forum, Werderscher Markt 
13, 10117 Berlin  
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Selbsthilfearbeit wird von den Ersatzkassen seit Jahren fi-
nanziell gefördert und leistet einen wichtigen Beitrag in 
unserem Gesundheitssystem. Den Ersatzkassen in Ber-

lin ist daher die Förderung der verschiedenen Institutionen 
und Projekte in diesem Bereich ein besonderes Anliegen. Umso 
mehr freut sich die vdek-Landesvertretung Berlin / Branden-
burg, dass die bereitgestellte Summe gegenüber dem Vorjahr 
gesteigert werden konnte.
Insgesamt haben die gesetzlichen Krankenkassen 2017 im Rah-
men der kassenartenübergreifenden Gemeinschaftsförderung die 
Selbsthilfe im Land Berlin mit 1.377.854,01 Euro gefördert (2016: 
1.190.910,52 Euro). Die Ersatzkassen haben davon 57,5 Prozent 
und damit den deutlich größten Anteil bereitgestellt. 
Von der Gesamtfördersumme erhielten 44 Landesorganisationen 
insgesamt 434.999,42 Euro, 14 Selbsthilfekontaktstellen wurden 
mit 300.771,59 Euro unterstützt. 405 Selbsthilfegruppen erhielten 
insgesamt 251.993,00 Euro. 
Außerdem wurden neun Projekte mit insgesamt 390.090,00 Euro 
gesondert unterstützt, etwa der ,Berliner Selbsthilfetag 2017‘ 
mit 69.490,00 Euro, die Aktion ,Mitglieder gewinnen und quali-
fizieren‘ mit 57.000,00 Euro und das Angebot ‚Selbsthilfe inklusiv‘ 
mit 56.600,00 Euro.
Der vollständige Transparenzbericht über die verausgabten För-
dermittel 2017 ist im Internet unter www.vdek.com >Landesver-
tretung Berlin / Brandenburg >Themen >Selbsthilfe veröffentlicht.
Die Krankenkassen und ihre Verbände fördern gemäß § 20h 
SGB V gesundheitsbezogene Selbsthilfegruppen, Selbsthilfe-
organisationen und Selbsthilfekontaktstellen. Die Fördermittel 
leisten einen Beitrag zur Finanzierung der originär selbst-
hilfebezogenen Aufgaben. Die Beratung und Entscheidung 
über die eingehenden Anträge auf finanzielle Förderung er-
folgt durch die Krankenkassen und ihre Verbände gemeinsam 
mit Vertretern der Selbsthilfe im ,Gemeinsamen Arbeitskreis 
GKV-Selbsthilfeförderung Berlin‘.

S E L B S T H I L F E  T R A N S P A R E N Z B E R I C H T

Mehr als 1,3 Millionen Euro 
Fördergelder für die Selbsthilfe 

Eine bessere Steuerung der kinder- und jugendärztlichen 
Grundversorgung sowie der Kinder- und Jugendlichen-
psychiatrie und eine Stärkung der ambulanten Notfallver-
sorgung in der Hauptstadt: Auf diese Kernanliegen einig-
ten sich im Februar 2018 die Kassenärztliche Vereinigung 
(KV) Berlin und die Arbeitsgemeinschaft der Kranken-
kassenverbände im Land Berlin im Rahmen ihrer Honorar-
verhandlungen für 2017 und 2018. „Die Selbstverwaltung 
funktioniert und übernimmt Verantwortung für die medi-
zinische Versorgung der Berlinerinnen und Berliner“, er-
klärten die Verhandlungspartner angesichts der Ergeb-
nisse ihrer Gespräche. 
Die Krankenkassen werden der KV Berlin für das Jahr 2018 
Gelder für bis zu zehn zusätzliche Zulassungen für Kinder- 
und Jugendärzte sowie Kinder- und Jugendpsychiater zur 
Verfügung stellen. In welchen Bezirken sich ein aktueller 
Handlungsbedarf ergibt, werden die Beteiligten zeitnah fest-
legen. Eine kurzfristige Ausschreibung der bis zu zehn zu-
sätzlichen Zulassungen wird angestrebt.
Die Berliner Gesundheitssenatorin Dilek Kolat begrüßte 
die Einigung und stellte fest, dass KV und Kassen ihre ge-
meinsame Verantwortung wahrnähmen. 
Außerdem stellen die Krankenkassen der KV Berlin im Jahr 
2018 zusätzliche Mittel für Maßnahmen zur Verfügung, die 
die ambulante Notfallversorgung stärken sollen. Damit soll 
unter anderem die Reorganisation der Notfallversorgung 
vorangetrieben werden. 
Mit diesem Honorarabschluss für die Jahre 2017 und 2018 be-
steht nach langen, schwierigen Verhandlungen nunmehr 
Klarheit über die Vergütungssituation der Berliner Vertrags-
ärzte und -psychotherapeuten.
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H O N O R A R V E R H A N D L U N G E N  M I T  K V  B E R L I N

Verbesserung der kinder- und 
jugendärztlichen Versorgung 
sowie Stärkung der ambulanten 
Notfallversorgung vereinbart
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https://www.vdek.com/LVen/BERBRA/Vertragspartner/Selbsthilfe_.html
https://www.vdek.com/LVen/BERBRA/Vertragspartner/Selbsthilfe_.html
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G E S U N D H E I T S F Ö R D E R U N G

Gemeinsam in Bewegung
Im Rahmen der Gesundheitsförderung werden die Ersatzkassen in 
Berlin und Brandenburg ein Bewegungsförderungsprojekt  umsetzen. 
Diese sollen künftig in den Seniorenheimen der Alexianer angeboten 
werden.

N
ach einer Projektprüfungsphase 
ist der Startschuss nun gefallen: 
Für Bewohner in den stationä-
ren Pflegeeinrichtungen der 

Alexianer in Berlin geht es bald ,rund‘: 
Unter dem Motto „Gemeinsam in Be-
wegung“ werden Bewegungsmaßnahmen 
angeboten. Ziel ist es, die körperliche 
Aktivität der Heimbewohner zu stärken 
und Bewegungsübungen für den Alltag 
zu vermitteln. Multiplikatorenschulungen 
werden durchgeführt, um die bewegungs-
förderlichen Maßnahmen dauerhaft an-
bieten zu können. Dadurch kann eine 
gesundheitsfördernde Lebensweise in 
den Pflegeheimen unterstützt werden – 
ein Kernanliegen der Ersatzkassen in Ber-
lin und Brandenburg im Rahmen der ge-
meinsamen Maßnahmen zur Prävention 
und Gesundheitsförderung. Auch die 
 Stärkung der psychosozialen Gesundheit 

für Pflegebedürftige durch mehr Teil-
habe an sozialen Aktivitäten ist den Ko-
operationspartnern in diesem Zusammen-
hang wichtig. 

Es handelt sich um ein leitfaden-
orientiertes Projekt, das sich mit der 
Zielgruppe der Bewohnerinnen und 
Bewohner in stationären Pflegeein-
richtungen auseinandersetzt. „Leitfaden-
orientiert“ heißt: Es steht im Zusammen-
hang mit dem Leitfaden Prävention in 
stationären Pflegeeinrichtungen nach 
§ 5 SGB XI. Die Pflegekassen fördern die-
sem zufolge Leistungen in voll- und teil-
stationären Pflegeeinrichtungen, welche 
die Lebensbedingungen in den Pflegeein-
richtungen nachhaltig gesundheitsförder-
lich gestalten. „Gemeinsam in Bewegung“ 
ist das erste Projekt dieser Art, das vom 
vdek im Namen der Ersatzkassen in der 
Region umgesetzt wird.  

Berliner Krankenhausgesellschaft 
und Verbände der Krankenkassen 
haben sich auf den Landesbasis-
fallwert 2018, d. h. den landesein-
heitlichen Durchschnittspreis für 
Krankenhausleistungen, geeinigt. Die-
ser beträgt in der Hauptstadt 3.449,91 
Euro. Er bildet die Grundlage für die 
Abrechnung der DRG-Fallpauscha-
len (Diagnosis Related Groups) und 
bestimmt wesentlich die Höhe der 
Krankenhausbudgets.
Auf die aktuellen Krankenhausent-
gelte verständigten sich die Ver-
handlungspartner bereits Ende des 
letzten Jahres. Somit kommt der neue 
Landesbasisfallwert seit 1.1.2018 zur 
Abrechnung. Das Ergebnis schafft 
Klarheit für die Finanzierung und Ab-
rechnung von Krankenhausleistungen 
in der Region.
Die Selbstverwaltung hat mit der er-
zielten Vereinbarung die notwendige 
Rechtsbasis für das Jahr 2018 für die 
konkreten Budgetvereinbarungen 
der Akutkrankenhäuser in Berlin her-
gestellt. Damit haben Krankenhäuser 
und Krankenkassenverbände in Berlin 
Planungssicherheit für die medizini-
sche und pflegerische Versorgung der 
Patientinnen und Patienten erhalten. 
Gesetzliche Grundlage: Nach § 10 Abs. 
1 KHEntgG vereinbaren die Vertrags-
parteien auf der Landesebene jähr-
lich bis zum 30.11. den landesweiten 
Basisfallwert für das Folgejahr.

K R A N K E N H A U S E N T G E L T E  F Ü R  2 0 1 8

 Planungssicherheit 
für Berliner 
Krankenhäuser
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berlin

Die Pflegestärkungsgesetze führten 
zu umfangreichen Neuerungen in der 
Pflegebranche. Der aktuelle ,Pflege-
heim Rating Report‘ widmet sich 
unter anderen den Konsequenzen und 
Herausforderungen durch die gesetz-
lichen Neuerungen und gibt einen 
Überblick über die Wettbewerbs- und 
finanzielle Situation der Pflegeheime. 
Dafür wurden die Daten aller rund 
13.600 Pflegeheime und 13.300 am-
bulanter Dienste untersucht. Der Re-
port bietet wertvolle, empirisch ab-
gesicherte Erkenntnisse über die 
Entwicklung des Marktes.

Heger / Augurzky / Kolodziej /  
Krolop / Wuckel 
Pflegeheim Rating Report 2017 
2017, 156 Seiten, 299,99 Euro 
medhochzwei Verlag GmbH

Es gibt immer mehr Menschen, die mit 
Beatmung in der eigenen häuslichen 
Umgebung leben. Eine Besonderheit 
in diesem Umfeld ist die personelle 
1:1-Betreuung. Selbstbestimmung ist 
dabei eine wesentliche Zielsetzung 
für die Betroffenen. Eine vertrauens-
volle Beziehung zu den Pflegekräften 
spielt hier eine wesentliche Rolle 
für die eigene Sicherheit. Die Auto-
rin nutzt philosophische Zugänge, um 
zu diskutieren, was gute Pflege aus 
care-ethischer Sicht für Menschen mit 
Beatmung bedeutet. 

Kohlen / Gödecke 
Langzeitbeatmung im eigenen 
Lebensumfeld – Sichtweisen auf 
die Pflege in der außerklinischen 
Beatmung 
2018, 258 Seiten, 39,95 Euro 
Mabuse-Verlag

B Ü C H E R

Pflegeheim Rating 
Report 2017

Langzeitbeatmung 
im eigenen 
 Lebensumfeld

Noch nie waren so viele Men-
schen in Deutschland bei einer 
gesetzlichen Krankenkasse ver-

sichert wie Ende 2017 – rund 72,7 Millio-
nen. Einen weiteren Rekordwert gab es 
2016 bei der Bevölkerungsentwicklung: 
82,522 Millionen Menschen lebten zu 
diesem Zeitpunkt hier. Diese und viele 
weitere Informationen liefert die 22. Auf-
lage der Broschüre ,vdek-Basisdaten 
des Gesundheitswesens‘ des Verbandes 
der Ersatzkassen e. V. (vdek). Auf 50 Sei-
ten gibt die Publikation einen Überblick 
über die wichtigsten Daten, Zahlen und 
Fakten unseres Gesundheitswesens. 
Die Themen sind neben wichtigen Ver-
sorgungsfragen u. a. die demografische 
Entwicklung im Land sowie die Struktu-
ren und Finanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV).

Zu 2018 wurde die Heilmittelver-
sorgung der gesetzlichen Kranken-
versicherung erweitert: Neben 

Podologie, Physio-, Ergo-, Stimm-, Sprech- 
und Sprachtherapie gehört nun auch die 
Ernährungstherapie für Patienten mit 
Mukoviszidose oder einer seltenen an-
geborenen Stoffwechselerkrankung dazu. 
Den entsprechenden Beschluss hatte der 
Gemeinsame Bundesauschuss Mitte März 
2017 gefasst. Die Ernährungstherapie soll 
Mangel- oder Unterernährung bei be-
troffenen Patienten vermeiden.

P U B L I K A T I O N

vdek-Basisdaten des 
Gesundheitswesens 
2017 / 2018 erschienen 

Z U L A S S U N G  H E I L M I T T E L

Neuer Heilmittel-
bereich „Ernährungs-
therapie“ eingeführt

2017 ist eine einvernehmliche Ver-
ständigung mit der Zahntech niker-
Innung für Berlin nicht gelungen, so 

dass eine Preis-
festsetzung für 
die Regelver-
sorgung gemäß 
§ 56 SGB V durch 
das Schiedsamt 
erfolgen muss-
te. Umso er-
freulicher ist 
die Tatsache, 

dass die diesjährigen Verhandlungen 
mit der Mitteldeutschen Zahn-
techniker-Innung (MDZI) erfolgreich 
abgeschlossen werden konnten, nach-
dem das Bundesschiedsamt im Januar 
2018 den Rahmen für die Gestaltung 
der Preise für die Regelversorgung 
vorgegeben hatte.

E I N I G U N G

Preisverhandlung 
mit Zahntech-
niker-Innung 
 abge schlossen
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